
chen, der mit einem Prüfungsvermerk eines unabhängigen Revisionsorgans ver­
sehen ist.

§22
Übergangsbestimmungen
(1) Vereinigungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes auf­
grund staatlicher Anerkennung oder des Erlasses von Rechtsvorschriften 
rechtsfähig sind, haben sich bei dem für den Sitz der Vereinigung zuständigen 
Kreisgericht innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes regi­
strieren zu lassen. Die Bestimmung des §4 Abs. 2 gilt entsprechend.
(2) Soweit sich Vereinigungen bis zum Ablauf der in Abs. 1 genannten Frist nicht 
registrieren lassen, erlischt deren Rechtsfähigkeit.
(3) Das Ministerium für Innere Angelegenheiten sowie die Räte der Bezirke und 
Kreise übergeben die Unterlagen über staatlich anerkannte Vereinigungen in­
nerhalb von 6 Wochen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes an die zuständigen 
Kreisgerichte.

Schlußbestimmungen
§23
Dieses Gesetz gilt auch für Ausländer und Staatenlose, die sich mit einer Aufent­
haltserlaubnis oder Aufenthaltsgenehmigung in der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhalten.

§24
Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsvorschriften erläßt 
der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik.

§25
(1) Dieses Gesetz tritt am 21. Februar 1990 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten die Verordnung vom 6. November 1975 über die Grün­
dung und Tätigkeit von Vereinigungen (GBl. I Nr. 44 S. 723) sowie Ziff. 8 der An­
lage zur Verordnung vom 14. Dezember 1988 zur Anpassung von Regelungen 
über Rechtsmittel der Bürger und zur Festlegung der gerichtlichen Zuständigkeit 
für die Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen (GBl. 1 Nr. 28 S. 330) außer 
Kraft.
(3) Die von zentralen staatlichen Organen erlassenen Rechtsvorschriften, nach 
denen Vereinigungen die Rechtsfähigkeit erlangt haben, treten nach Ablauf der 
im §22 Abs. 1 genannten Frist außer Kraft.
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